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Sehr geehrter Herr Landrat Heuser, 
 
sehr geehrter Herr Kreiskämmerer Schumacher, 
 
sehr geehrte Dezernentinnen und Dezernenten, 
 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
 
die letzten beiden Jahre 2020 und 2021 waren geprägt durch die Corona-Krise.  
Diese Krise hat uns allen Belastungen und Einschränkungen in einem Maß 
auferlegt, wie es die allermeisten von uns in den letzten 70 Jahren nicht erlebt 
haben und nicht vorstellen konnten. 
Gleichzeitig hat die Krise massive Defizite in der öffentlichen Infrastruktur und 
teilweise auch im politischen Handeln deutlich gemacht. 
Nach dem milden Corona-Winter 2021 / 20222 und dem Vorliegen wirksamer 
Impfstoffe in ausreichender Menge hatten wir alle gehofft, allmählich zur 
Normalität zurückkehren zu können. 
 
Wir haben uns alle getäuscht: 
 
 
Am 24.02. eröffnete Putins Russland einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg 
gegen seinen Nachbarn Ukraine – ein Krieg, den niemand in dieser Form in 
Europa für möglich gehalten hat. 
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Ein Land mit 40 Millionen Einwohnern wird zusammengebombt, ganze 
Landstriche werden in Schutt und Asche gelegt aus fragwürdigen 
geopolitischen Machtinteressen einiger weniger – tiefstes Mittelalter! 
 
Ähnlich wie bei Corona zeigen uns die Folgen des Kriegs schonungslos schwere 
Defizite und Versäumnisse auf: 

- Die große Abhängigkeit von einem Energielieferanten 
- erhebliche strukturellen Defizite und Versäumnisse in der 

Energieversorgung in Deutschland und anderen Institutionen 
um nur zwei Beispiele aufzuführen. 

 
Die Auswirkungen belasten uns alle mehr oder weniger persönlich auf vielen 
Ebenen: 
So führen die infolge des Krieges massiv gestiegenen Energiepreise nicht nur in 
Deutschland Haushalte und Wirtschaftsbetriebe in teilweise existentielle 
Probleme – all das spiegelt sich natürlich auch in diesem Haushalt wider. 
Das betrifft direkt die Unterhaltungskosten der kreiseigenen Liegenschaften. 
Die hohe Inflation, Preissteigerungen nicht nur im Energiebereich, eine 
teilweise gesunkene Wirtschaftsleistung und damit verbunden weniger 
Gewerbesteuer bei den Kommunen, die Unterbringung und Betreuung der 
Flüchtlinge aus der Ukraine neben gestiegenen Flüchtlingszahlen aus anderen 
Ländern tragen ihren Teil im Haushalt bei. 
 
Das sind nachvollziehbare Fakten und wir stimmen dem Kämmerer zu, der den 
vorgelegten Haushalt - trotz eines Negativergebnisses von 6 Mill€ - als 
„grundsolide“ bezeichnet hat. 
 
Etwas größere Probleme hatten wir – und ich denke, nicht nur unsere Fraktion 
– im Rahmen der Diskussion des Haushalts mit dem vorgelegten Stellenplan. 
Je 53 neue Stellen 2022 und 2023 ist schon ein Wort! 
Ein nicht geringer Anteil der Stellen ist auf Anforderungen zurückzuführen, die 
die Folge ständig neuer Gesetze und Verwaltungsvorschriften des Bundes und 
der Länder sind. 
Das hat inzwischen ein solches Ausmaß angenommen, dass der baden-
württembergische Städte- und Gemeindetag vor kurzem mit einer 
„Remonstration“ ein deutliches Zeichen gesetzt hat. 
 
Kurzer Einschub, für alle, die wie ich nicht mit dem Beamtenrecht vertraut sind: 
Remonstration ist die Einwendung, die ein Beamter gegen eine Weisung erhebt, 
die er von seinem Vorgesetzten erhalten hat und gegen deren Rechtmäßigkeit 
er Bedenken hat. 
 
 



Angesichts der immensen Personalkosten, zum Beispiel im Betreuungsbereich, 
anderen massiven Kostensteigerungen im investiven Bereich, verursacht durch 
immer mehr ausufernde Gesetze, Vorschriften und Auflagen durch den Bund 
und das Land er gefordert: „Es darf kein „Weiter so“ geben!  
Das ist sehr freundlich formuliert, denn eigentlich ist gemeint:  
 
„Es reicht!!“ „Wir, die Gemeinden haben den Kanal voll und können nicht 
mehr!“ 
Die Leistungsfähigkeit des Staates, der Städte und Gemeinden hat ihre 
Grenzen erreicht, die Gesamtheit der staatlichen Leistungsversprechen ist 
nicht mehr erfüllbar!“ 
 
Beispiel gefällig? 
Der Bundestag hat im September 2021 ein Gesetz beschlossen, auf Grund 
dessen es ab 2026 einen Rechtsanspruch auf eine Ganztagesbetreuung im 
Grundschulbereich gibt; natürlich wird sich das Land da auch noch profilieren 
wollen durch die Vorgabe von Qualitätsstandards – und die Kommunen müssen 
sehen, wie sie das umsetzen! 
Bundesweit fehlen derzeit mehr als 100.00 Erzieherinnen und Erzieher - vom 
Lehrermangel möchte ich erst gar nicht anfangen- da frage ich mich schon, in 
welcher Welt die Verantwortlichen in Bund und Land eigentlich leben! 
 

Die zuständige Dezernentin, Frau Lerche, hat  nachvollziehbar dargelegt, 
warum diese neuen Stellen unbedingt besetzt werden müssen.  
 
Die FDP-Fraktion stimmt deshalb mehrheitlich dem Stellenplan zu! 
 
Jetzt können wir nur hoffen, dass diese Stellen auch zeitnah und qualifiziert 
besetzt werden können, denn es wird immer schwieriger, freiwerdende Stellen 
im Verwaltungsbereich zu besetzen – Stichwort Fachkräftemangel - bei 
gleichzeitiger Konkurrenz durch Industrie und Handel – und der Großteil der 
Babyboomer-Generation geht erst noch in Rente. 
Es stellt sich schon die Frage, wer die immer mehr werdenden Anforderungen 
innerhalb der Verwaltung zukünftig bearbeiten soll.  
Wir hoffen, dass sich neuen Stellen vor allem dort positiv bemerkbar machen, 
wo der Bürger mit dem Dienstleister Landratsamt unmittelbar zu tun hat: 
Bauamt, Zulassungsstelle, Führerscheinstelle. 
Schaut man auf andere europäische Länder ist inzwischen nicht mehr 
nachvollziehbar, warum Leistungen aus diesen Bereichen nicht schon längst 
online abgewickelt werden können. 
 
Zur Erinnerung:  



laut Online-Zugangsgesetz, beschlossen 2017, sollten Ende diesen Jahres 6000 
Verwaltungsvorgänge digital möglich sein; nach Angaben des Bundes sind 
derzeit 114 Leistungen digital, weitere 186 befinden sich in Umsetzung, 51 in 
Planung – das ist eigentlich eine Bankrotterklärung! 
In diesem Zusammenhang nur am Rande erwähnt: nach Daten der EU-
Kommission waren in Deutschland Mitte diesen Jahres 15% der Haushalte mit 
einem Glasfaseranschluss versorgt – in Bulgarien sind es 85%! 
 
Beim Haushalt möchte ich mich wie in den vergangenen Jahren auf einige 
wenige Punkte beschränken: 
 

1. Kreisumlage:  
wie im Haushalt 2022 prognostiziert, sind die Einnahmen über die 
Kreisumlage 2022 auf Grund der guten Finanzsituation der Kommunen in 
diesem Jahr trotz gleichbleibendem Hebesatz um 12 Millionen 
gegenüber 2021 gestiegen. Es war aber schon absehbar, dass das für 
2023 nicht mehr gilt.  Da der jetzt vorliegende Haushalt ein Minus von 6 
Millionen Euro aufweist, wäre eine Anhebung des Hebesatzes um ein 
oder zwei Punkte durchaus gerechtfertigt gewesen. Angesichts der 
Rücklagen des Kreises und der jetzigen finanziellen Situation der 
kommunalen Haushalte stimmen wir dem Vorschlag der Verwaltung zu, 
den Hebesatz für 2023 unverändert auf 27% zu belassen. 
Aber: das wird im kommenden Jahr im Haushalt für 2024 sicher nicht 
mehr möglich sein. 
 

2. ÖPNV: 
Mit dem 9 Euro-Ticket gab es in diesem Jahr für 3 Monate etwas völlig 
Neues: eine Monatskarte, mit der man in ganz Deutschland im 
Regionalverkehr fahren konnte, ohne Berücksichtigung von Tarifzonen. 
Die Auswertungen dieses Versuches, den Nahverkehr zu beleben, sind 
noch nicht völlig abgeschlossen; nach bis jetzt vorliegendes Daten hat 
sich gezeigt: 

o Die intensive Nutzung kam vor allem durch Zusatzfahrten und 
nicht zu Ersatzfahrten 

o Der Regionalverkehr kam an seine Kapazitätsgrenzen. 
Das jetzt geplante Deutschland-Ticket ist sicher für Pendler, die schon 
jetzt eine Monats- oder Jahreskarte haben, sehr attraktiv. Leider ist bis 
heute nicht abschließend und eindeutig geklärt, wer denn das Defizit 
zwischen Ticketkosten und tatsächlichen Kosten trägt; da werden wir in 
unserem HNV sicher zusätzlich bis an die Grenzen des Machbaren 
belastet werden. 
Abgesehen davon: ein Verkehrsmittel – egal ob auf Schiene oder Straße- 
das nur zweimal pro Stunde verkehrt, ist auch bei einem Preis von 49 



Euro im Monat nicht attraktiv genug, um mehr Leute in den ÖPNV zu 
bekommen. Das bedeutet mehr Investitionen in die Infrastruktur 
Ich wiederhole deshalb meine Forderung vom letzten Jahr: wir müssen in 
unserem ländlichen Raum ein Hybridsystem – Individualverkehr mit 
Anbindung an den ÖPNV an bestimmten Orten – entwickeln, um 
attraktiv zu werden. 
 

3. Klimawandel: 
Der Krieg in der Ukraine und seine Folgen haben eine andere große Krise 
fast etwas aus dem Bewusstsein verdrängt: den Klimawandel! 
Eigentlich überhaupt kein neues Thema – seit gut 40 Jahren wird der 
Klimawandel und seine Folgen thematisiert und es mangelt nicht an 
Ankündigungen, was gemacht werden sollte – auf Schwäbisch: mr sott! 
 
Es liegt wohl in der Psychologie des Menschen begründet, Gefahren erst 
dann als Bedrohung wahrzunehmen, wenn man unmittelbar davon 
betroffen ist – ich nehme mich da gar nicht aus. 
Inzwischen ist der Klimawandel auch wir hier in Europa spürbar 
angekommen: 
immer mehr große Hitzeperioden mit all seinen Folgen auf der einen 
Seite, auf der anderen Seite auch immer mehr Extremwetterlagen mit 
heftigen Stürmen und Starkregenereignissen. 
Das muss sich auch in unserem Handeln im Kreis niederschlagen! 
Die Ansiedlung des Bereichs Energie und Klima zukünftig als Stabsstelle 
direkt bei Ihnen Herr Landrat zeigt, welche Bedeutung Sie diesem Thema 
beimessen. Das gilt auch für die zusätzliche Schaffung einer Stelle im 
Bereich Erneuerbare Energien, um die anstehenden Aufgaben möglichst 
schnell bewältigen zu können. 
 
Unsere Fraktion unterstützt das, aber den Worten müssen jetzt schnell 
Taten folgen! 
 
Es gibt selbstverständlich noch mehr Teilbereiche des Haushalts, über die 
man an dieser Stelle reden könnten – Beispiel Abfallwirtschaft- aber das 
würde den zeitlichen Rahmen der Rede sprengen. 
 
 
 

Die FDP-Fraktion stimmt der vorliegenden Haushaltssatzung mit Haushaltplan 
und mittelfristiger Finanzplanung bis 2026 einschließlich der in den 
Ausschüssen beschlossenen Anträgen und Empfehlungen entsprechend der 
Vorlage 29/2022,  
dem Wirtschaftsplan und dem Stellenplan des Abfallwirtschaftbetriebes zu! 



 
 
 
 
 
Zum Schluss: 
 

Wir danken  
 

- Ihnen Herr Landrat Heuser für Ihre Arbeit und die gute Kommunikation 
mit den Fraktionen 

- Herrn Kreiskämmerer Schuhmacher und seinem Team für die Erstellung 
des Haushalts 

- Allen übrigen Dezernentinnen und Dezernenten des Landratsamts und 
ihren Teams für die geleistete Arbeit 

- All denjenigen, die sich im Kreis ehrenamtlich engagieren: sei es bei der 
Feuerwehr, dem Sanitätsdienst, der Betreuung von Flüchtlingen 

- Und wir bedanken uns bei den Kolleginnen und Kollegen des Kreisrats für 
die ausgesprochen gute und sachorientierte Zusammenarbeit. 
 
Und zuallerletzt – wie könnte es anders sein in der Hölderlinstadt Lauffen 
– ein Zitat von Friedrich Hölderlin – auch wenn es das gleiche ist wie im 
letzten Jahr, aber es passt für mich wie kein anderes in diese Zeit: 
 

Was wäre das Leben ohne Hoffnung? Ein Funke, der aus der Kohle springt und 
verglüht 

 
 
Es gilt das gesprochene Wort 


